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	 Seit	der	Nominierung	von	Martin	Schulz	
zum	Kanzlerkandidaten	und	Parteivorsitzen-
den	gibt	es	eine	spürbare	und	wachsende	
Aufbruchsstimmung.		Und	zwar	nicht	nur	
innerhalb	der	SPD,	sondern	im	ganzen	Land.
	 Trotz		aller	notwendigen	und	berechtigten	
Skepsis	gegenüber	Meinungsumfragen	ist	
die	Tendenz	nach	oben	klar	erkennbar.	Für	
Übermut	gibt	es	keinen	Grund,	aber	durchaus	
für	gute	Laune.		Ansteckend		gute	Laune	ist	
ein	prima	Wahlkampfhelfer.
	 Wir	freuen	uns	auch,	viele	neue	Mitstrei-
terinnen	und	Mitstreiter	als	Parteimitglieder	
begrüßen	zu	können.	Herzlich	willkommen	in	
den	Reihen	der	Sozialdemokratie.
		 Martin	Schulz	steht	für	einen	klaren	Kurs,	
für	Gerechtigkeit,	Zusammenhalt	und	Sicher-
heit.	Und	zwar	für	Sicherheit	im	umfassenden	
Sinn,	nämlich	sichere	Jobs	und	gute	Löhne,	
soziale	und	innere	Sicherheit	und	politische	
Sicherheit	in	unruhigen	Zeiten.	Vor	allem	
steht	Martin	Schulz	für	einen	Gestaltungs-
anspruch,	von	dem	sich	Angela	Merkel	schon	
lange	verabschiedet	hat.
		 Die	CDU	sieht	ihre	Felle	davonschwimmen	
und	gibt	mit	ihren	persönlichen	Angriffen	
unter	der	Gürtellinie	schon	mal	einen	
Vorgeschmack	auf	den	Wahlkampf.	Damit	
disqualifiziert	sie	sich	selbst	und	zeigt	
allenfalls,	dass	die	Nerven	blank	liegen.		Wir	
werden	uns	an	einem	Schäbigkeitswett-
bewerb	nicht	beteiligen.
		 Zur	Aufbruchsstimmung	passt	auch,	dass	
der	künftige	Bundespräsident	Frank-Walter	
Steinmeier	ist.	Auch	wenn	er	als	Präsident	
überparteilich	handeln	wird,	werden	die	
Grundwerte	der	SPD	damit	im	höchsten	
Staatsamt	von	ihm	verkörpert.	Er	wird		das	
Gesicht	des	demokratischen,	respektvollen,	
weltoffenen,	zukunftsorientierten	Deutsch-
lands	sein.	 	
	 Also,	lasst	uns	in	die	Hände	spucken.	Ich	
freue	mich	auf	einen	lebhaften,	fairen	und	
fröhlichen	Wahlkampf	im	Ringen	um	die	
besten	Ideen	für	unser	Land.

Thorsten Schäfer-Gümbel
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Thorsten Schäfer-Gümbel, 
SPD-Landesvorsitzender

werden	könne	–	nicht	nur	für	jene,	die	es	
sich	 privat	 leisten	 können.	 Dazu	 gehöre	
mehr	 und	 besser	 ausgebildetes	 Personal	
der	 Polizei.	 „Und	 vor	 allem	 muss	 dieses	
deutlich	 besser	 behandelt	 werden,	 als	
es	 in	 Hessen	 zurzeit	 der	 Fall	 ist“,	 beton-
te	 Faeser.	 Während	 bei	 diesem	 ersten	
Teil	 der	 Klausurtagung	 mit	 dem	 Gast	
Holger	 Münch,	 Präsident	 des	 Bundeskri-
minalamts,	 die	 öffentliche	 Sicherheit	 im	
Mittelpunkt	 stand,	 ging	 es	 am	 zweiten	
Tag	 mit	 den	 Gästen	 Andrea	 Nahles,	 der	
Bundesministerin	für	Arbeit	und	Soziales,	
und	 dem	 SPD-Kanzlerkandidaten	 Martin	
Schulz	um	die	soziale	Seite.	

W ir	 haben	 einen	 Kanzlerkan-
didaten,	 der	 Erstaunliches	
auslöst.	 Und	 darauf	 wollen	

wir	aufbauen“,	hat	die	Generalsekretärin	
Nancy	Faeser	die	Gäste	des	Hessengipfels	
Anfang	 Februar	 in	 Friedewald	 begrüßt.	
„Ein	 wesentliches	 Thema,	 das	 die	 Men-
schen	bewegt,	 ist	die	Sicherheit.	Für	uns	
Sozialdemokraten	gibt	es	zwei	Seiten	der	
Medaille:	 die	 öffentliche	 und	 die	 sozia-
le	 Sicherheit“,	 erklärte	 Faeser	 zu	 Beginn	
der	 traditionellen	 politischen	 Jahresauf-
taktklausur	 des	 SPD-Landesverbandes	
und	der	SPD-Landtagsfraktion.	 	Eine	ent-
scheidende	 Frage	 sei,	 wie	 für	 alle	 Bürge-
rinnen	 und	 Bürger	 Sicherheit	 hergestellt	
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„Zeit für Martin“: der designierte Parteivorsitzende und Kanzlerkandidat zu Gast auf dem Hessengipfel.

Fortsetzung auf Seite 2
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BKA-Präsident Holger Münch betont die Herausforderungen von Verbrechen im digitalen 
Zeitraum.

Der Hessengipfel konnte sich über zwei prominente Gäste freuen: 
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles und Kanzlerkandidat 
Martin Schulz.

destagswahl	 im	 Herbst	 zu	 gewinnen“,	
bekräftigte	 Schäfer-Gümbel	 und	 leitete	
damit	die	Rede	des	designierten	Kanzler-
kandidaten	ein.	

	 „Dass	uns	Menschen	wieder	vertrauen,	
das	 ist	das	Tolle,	das	 ich	 in	diesen	Tagen	
erlebe“,	 eröffnete	 Martin	 Schulz	 seine	
Rede.	 „Wenn	 die	 Demokratie	 bedroht,	
der	 Zusammenhalt	 nicht	 gewährleistet	
und	die	Chancengerechtigkeit	gefährdet	
ist	und	wenn	nicht	mehr	der	Mensch	als	
Individuum	 die	 Nummer	 eins	 auf	 jeder	
Tagesordnung	 ist,	dann	 ist	unsere	Tradi-
tion	im	Kampf	um	Gerechtigkeit	das	mo-
dernste	Politikangebot,	das	es	in	diesem	
Land	 gibt“,	 begeisterte	 Schulz	 die	 rund	

Sicherheit.	 Nicht	 nur	 Angriffsziele	 und	
Straftaten	haben	sich	deutlich	verändert,	
sondern	auch	die	Täter	seien	zunehmend	
international	 vernetzt.	 „Der	 Kompass	
wird	 wichtiger	 als	 die	 Landkarte.	 Nie-
mand	kann	wissen,	was	in	den	nächsten	
Jahren	passiert.	Aber	wenn	sich	die	Täter	
vernetzen,	 müssen	 wir	 das	 auch	 tun“,	

200	Mandatsträger,	Geschäftsführer	und	
Gäste	 in	 Friedewald.	 Mit	 der	 SPD	 gebe	
es	 im	 Wahlkampf	 keine	 Schnellschüsse,	
aber	Grundsätze,	denen	die	sozialdemo-
kratische	 Politik	 folgen	 müsse.	 „Diejeni-
gen,	die	in	diesem	Land	hart	für	ihr	Geld	
arbeiten	müssen,	dürfen	nicht	schlechter	
gestellt	sein	als	jene,	die	ihr	Geld	für	sich	
arbeiten	lassen“,	erklärte	der	designierte	
Parteivorsitzende	 und	 erntete	 lang	 an-
haltenden	Applaus.	Mit	dem	Höhepunkt	
des	 Hessengipfels	 fand	 die	 Klausurta-
gung	 zugleich	 auch	 ihr	 Ende.	 Die	 stets	
beliebte	 Veranstaltung	 in	 Nordhessen	
erreichte	einen	neuen	Teilnehmerrekord,	
was	nicht	zuletzt	an	Martin	Schulz	lag.		n 

„Ich	 habe	 noch	 mehr	 vor“,	 erklärte	 Bun-
desministerin	 Nahles	 im	 Hinblick	 auf	
eine	 sozialere	 Arbeitsmarktpolitik.	 Die	
SPD	kümmere	sich	wie	keine	andere	Par-
tei	 darum,	 die	 Zukunft	 der	 Arbeitswelt	
mitzugestalten.	 „Die	 Arbeit	 geht	 nicht	
aus,	 aber	 sie	 verändert	 sich.	 Und	 damit	
dürfen	 wir	 die	 Menschen	 nicht	 alleine	
lassen“,	 betonte	 Nahles.	 Nicht	 nur	 die	
Menschen	 alleine	 zu	 lassen,	 sondern	
auch	 ihr	 Vertrauen	 zurückzugewinnen,	
so	 erklärte	 im	 Anschluss	 der	 Landesvor-
sitzende	Thorsten	Schäfer-Gümbel,	seien	
die	 wichtigsten	 Schritte	 auf	 dem	 Weg	
zur	Bundestagswahl.	„Mit	Martin	Schulz	
hat	die	SPD	eine	echte	Chance,	die	Bun-

I nnere	 Sicherheit	 darf	 heute	 nicht	
mehr	nur	lokal	und	regional	betrach-
tet	 werden,	 denn	 Globalisierung	 ist	

keine	 Einbahnstraße“,	 so	 Holger	 Münch	
auf	 dem	 vergangenen	 Hessengipfel.	 Im	
Mittelpunkt	stehen	die	Fragen	nach	dem	
Umgang	mit	der	„neuen“	Bedrohungsla-
ge	und	den		Anforderungen	an	die	innere	

mahnte	der	BKA-Chef.	Der	viel	beachtete	
Zusammenhang	 von	 Zuwanderung	 und	
Straftaten	sei	zwar	vorhanden,	aber	nicht	
so	 ausgeprägt,	 wie	 manch	 einer	 vermu-
ten	würde.	So	gebe	es	zwar	auch	im	Jahr	
2016	mehr	Straftaten,	die	aber	wie	auch	
zuvor	 hauptsächlich	 von	 jungen	 Män-
nern	 verübt	 würden.	 Unter	 den	 Flücht-
lingen	 befinden	 sich	 zwar	 viele	 junge	
Männer,	aber	anders	als	vermutetet	wür-
den	die	vermehrten	Straftaten	nicht	von	
Personen	 aus	 den	 Hauptkrisengebieten	
verübt.
					Besondere	Herausforderung	seien	nach				
Holger	 Münch	 Straftaten	 im	 digitalen	
Raum.	 Hierbei	 müsse	 man	 sich	 trauen,	
darüber	zu	diskutieren,	was	der	Staat	 im	
digitalen	 Raum	 tun	 darf.	 „Wir	 brauchen	
geeignete	 Instrumente,	 damit	 wir	 den	
Tätern	 nicht	 zu	 Fuß	 hinterherrennen“,	
machte	 Münch	 die	 Bedeutung	 der	 Aus-
einandersetzung	mit	Straftaten	im	digita-
len	Zeitalter	deutlich.	Sein	zentrales	Anlie-
gen:	die	Polizei	für	das	digitale	Zeitalter	fit	
machen.		n

SicHERHEiT ScHAffT ZuSAmmENHAlT
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Kompass wird wichtiger als 
landKarte pRäSidENT dES buNdESkRimiNAlAmTS HolgER müNcH Auf dEm HESSENgipfEl

Fortsetzung von Seite 1

be
id

e 
Fo

to
S:

 S
aS

ch
a 

Rh
ek

eR

Fo
to

: S
aS

ch
a 

Rh
ek

eR

Der Hessengipfel fand in diesem Jahr bereits zum  achten Mal in 
Zusammenarbeit von SPD-Landesverband und Landtagsfraktion 
statt.
 

05.03.2017

Christian Geselle 
möchte neuer 
Oberbürgermeister 
von Kassel werden

Thorsten Stolz 
will neuer Landrat im 
Main-Kinzig-Kreis 
werden

Ulf Perkitny 
möchte neuer Bürger-
meister von Lahnau 
werden

Rainer Schreiber 
möchte Bürgermeister 
von Jossgrund bleiben

12.03.2017

Daniel Tybussek 
möchte Bürgermeister 
von Mühlheim bleiben

Dr. Sascha Weber 
will neuer Bürger-
meister von Wald-
Michelbach werden

Thomas Disser 
möchte neuer Bürger-
meister von Dieburg 
werden

Peter Gefeller 
möchte Bürger-
meister von Staufen-
berg bleiben

Dieter Lengemann 
möchte Bürger-
meister von 
Fuldabrück bleiben

diREkTWAHlEN 
iN HESSEN



erfinden,	sondern	erinnert	sie	an	ihre	Stär-
ke.	Er	 trifft	damit	auch	den	Nerv	der	hes-
sischen	 Sozialdemokratie,	 bei	 der	 genau	
das	lange	Zeit	„Gerechtigkeit	macht	stark“	
hieß.	„Martin	 Schulz	 traut	 man	 zu,	 unser	
Land	 gerechter	 zu	 gestalten.	 Das	 macht	
unseren	 Spitzenkandidaten	 aus.	 Mit	 ihm	
haben	wir	eine	echte	Chance,	die	Bundes-
tagswahl	im	Herbst	zu	gewinnen“,	bekräf-
tigte	Schäfer-Gümbel.	

Thorsten Schäfer-Gümbel will aufzeigen, wie der gesellschaftliche Wandel so gestaltet 
werden kann, dass niemand zurückgelassen wird.
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ZEiT füR mEHR gEREcHTigkEiT 
WAS SicH miT mARTiN ScHulZ (NicHT) gEäNdERT HAT

N ur	etwas	mehr	als	einen	Monat	
ist	 es	 her,	 da	 galt	 die	 Sozialde-
mokratie	 in	 der	 öffentlichen	

Meinung	 und	 der	 Demoskopie	 als	 chan-
cenfreier	Herausforderer	von	Angela	Mer-
kel	und	ihrer	CDU.
Das ist heute anders.	
				Mit	der	Bekanntgabe	der	Kanzlerkandi-
datur	 von	 Martin	 Schulz	 drehte	 sich	 der	
Wind,	und	plötzlich	ist	eine	gewaltige	Auf-
bruchsstimmung	im	ganzen	Land	spürbar.	
„Es	 ist,	als	ob	sich	ein	Knoten	gelöst	hat.	
Wir	 können	 unseren	 Anspruch,	 Zeit	 für	
mehr	Gerechtigkeit,	endlich	glaubwürdig	
und	 engagiert	 vertreten“,	 erklärte	 dazu	
der	 hessische	 Landesvorsitzende	 Thors-
ten	Schäfer-Gümbel.	„Wir	gehen	in	diesen	
Bundestagswahlkampf	 selbstbewusst,	
aber	eben	auch	bodenständig.“	Mit	Mar-
tin	Schulz	ist	Zeit	für	mehr	Gerechtigkeit,	
und	Zeit	für	mehr	Gerechtigkeit	bedeutet	
Zeit	für	Martin	Schulz.	
				Was	sich	mit	dem	designierten	Kanzler-
kandidaten	 geändert	 hat,	 ist	 das,	 was	 So-
zialdemokratinnen	 und	 Sozialdemokraten	
derzeit	 vor	 Ort,	 auf	 der	 Straße,	 der	 Arbeit	
oder	in	den	Familien	erleben.	Ein	Mehr	an	
Glaubwürdigkeit,	 Vertrauen	 und	 etwas	
Mut	–	das	ist	es,	worum	es	Schulz	geht.	Da-
für	muss	Martin	Schulz	die	SPD	nicht	neu	

Aber:	Ein	Bundestagswahlkampf	ist	kein	
Sprint,	 sondern	 ein	 Marathon.	 Deshalb	
ist	es	die	Aufgabe	von	uns	allen,	den	Ge-
nossinnen	und	Genossen,	die	Motivation	
und	das	Selbstbewusstsein	bis	zur	Wahl	
im	September	aufrechtzuerhalten.	Denn	
ein	 Kanzlerkandidat	 ist	 am	 Ende	 nur	 so	
stark	 wie	 seine	 Partei.	 Eigentlich	 beste	
Voraussetzungen	 für	 die	 Sozialdemo-							
kratie.		n
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uNSERE gRoSSE cHANcE iST uNSERE STäRkE 
dREi fRAgEN AN bRigiTTE ZypRiES, buNdESmiNiSTERiN füR WiRTScHAfT uNd ENERgiE

Brigitte Zypries: Die	weltwirtschaftliche	
Situation	 ist	 derzeit	 kaum	 berechenbar.	

vorwärtsHessen:	
Liebe Brigitte, erst einmal herzlichen Glück-
wunsch zu Deiner neuen Funktion. Du 
warst bereits parlamentarische Staats-
sekretärin unter Sigmar Gabriel. Wie ist es 
für Dich, nun seine Position einzunehmen?
Brigitte Zypries:	Sigmar	hat	 in	den	letz-
ten	Jahren	sehr	gute	Arbeit	gemacht.	Vie-
les	 davon	 werde	 ich	 weiterführen.	 Aber	
natürlich	werde	 ich	auch	eigene	Schwer-
punkte	setzen.	Das	Thema	fairer	Freihan-
del	 hat	 zum	 Beispiel	 durch	 die	Wahl	 von	
Donald	Trump	in	den	USA	eine	ganz	neue	
Bedeutung	bekommen.	Mauern	und	Pro-
tektionismus	helfen	niemandem.	Klar	ist:	
Wir	haben	jeden	Grund,	selbstbewusst	zu	
sein.	 Wir	 sind	 ein	 wirtschaftlich	 starkes	
Land,	 mit	 der	 EU	 und	 dem	 europäischen	
Binnenmarkt	 haben	 wir	 eine	 starke	 Ge-
meinschaft,	 auf	 die	 wir	 bauen	 können,	
und	wir	 treten	ein	für	fairen	Handel	und	
offene	 Volkswirtschaften.	 Das	 werde	 ich	
auch	 in	 den	 Gesprächen	 mit	 der	 US-Re-
gierung	deutlich	machen.		
vorwärtsHessen:	
Was siehst Du als größte Chance bei dieser 
neuen Aufgabe?

Unsere	große	Chance	ist	unser	Stärke:	die	
duale	 Ausbildung,	 der	 Mittelstand,	 die	
Industrie	 und	 natürlich	 der	 europäische	
Binnenmarkt.	Ich	will	unsere	Stärken	stär-
ken.	Zentral	ist	das	Thema	Digitalisierung.	
Ich	 will,	 dass	 die	 deutsche	Wirtschaft	 di-
gitaler	 wird,	 um	 weiterhin	Weltspitze	 zu	
bleiben.	 Dazu	 brauchen	 wir	 auch	 mehr	
Diversität	in	der	Wirtschaft:	mehr	Frauen,	
mehr	Homosexuelle,	mehr	Menschen	mit	
Behinderung.
vorwärtsHessen:	
 Was kannst Du als Bundeswirtschafts-
ministerin konkret tun, damit die 
Gesellschaft, auch in Hessen, gerechter 
wird?
Brigitte Zypries:	Das	BMWi	ist	das	Minis-
terium	 der	 sozialen	 Marktwirtschaft,	 das	
Haus	 der	 Sozialpartner.	 Wir	 arbeiten	 mit	
Arbeitgebern	genau	wie	mit	Gewerkschaf-
ten	eng	zusammen.	Das	hat	Sigmar	schon	
so	gemacht,	und	das	werde	ich	fortsetzen.	
Ich	 will	 diesen	 Kern	 der	 sozialen	 Markt-
wirtschaft	stärken.	Denn	faire	Löhne	und	
gute	Arbeitsbedingungen	sind	aus	meiner	
Sicht	das	beste	Mittel,	um	die	Gesellschaft	
gerechter	zu	machen.			n

Die vorherige Staatssekretärin Brigitte  
Zypries ist seit Ende Januar die neue Bun-
deswirtschaftsministerin.
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12.03.2017

Jaqueline Würz 
möchte neue 
Bürgermeisterin von 
Weilburg werden

Heiko Manz 
möchte neuer 
Bürgermeister von 
Jesberg werden

Thomas Pauli 
möchte neuer Bürger-
meister von Neu-
Anspach werden

19.03.2017

Michael Siebel 
möchte neuer 
Oberbürgermeister 
von Darmstadt 
werden

Ulrike Steinbach 
möchte 
Bürgermeisterin 
von Bischofsheim 
bleiben

Reinhard Schaake 
will Bürgermeister von 
Wolfhagen bleiben

Michael Plettenberg 
möchte Bürgermeister 
von Amöneburg 
bleiben

26.03.2017

Thomas Mäurer 
möchte Bürgermeister 
von Weißenborn 
bleiben

diREkTWAHlEN 
iN HESSEN
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WiE WiRbT mAN NEuE miTgliEdER?

T   ausende	 sind	 seit	 der	 Nominie-
rung	von	Martin	Schulz	in	die	SPD	
eingetreten.	 Neben	 diesen	 Men-

schen,	die	von	sich	aus	diesen	Schritt	ma-
chen	und	in	die	SPD	eintreten,	gibt	es	aber	
noch	 Zehntausende	 weitere,	 die	 darauf	
warten	angesprochen,	einbezogen	und	als	
Mitglieder	geworben	zu	werden.	Aber	wie	
funktioniert	 aktive	 Mitgliederwerbung?	
Der	Vorwärts	Hessen	hat	drei	Phasen	aus-
gemacht	und	zusammengefasst.
PHASE 1: Der erste Kontakt
Wir	treffen	jeden	Tag	Dutzende	von	Men-
schen.	 Mit	 einigen	 von	 ihnen	 diskutieren	
wir	auch	über	Politik	–	manchmal	kontro-
vers.	So	gut	wie	nie	fragen	wir	nach,	ob	un-
ser	 Gesprächspartner	 sich	 vielleicht	 auch	
politisch	engagieren	möchte.	Aber	warum	
eigentlich	 nicht?	 In	 Umfragen	 geben	 bei-
nahe	 dreißig	 Prozent	 der	 Deutschen	 an,	
dass	 ihnen	die	SPD	von	allen	Parteien	am	
Nächsten	 steht.	 Die	 Chance	 ist	 also	 gar	
nicht	so	gering,	auf	Wohlwollen	zu	treffen.	
Noch	besser	stehen	die	Chancen	natürlich,	
wenn	sich	eine	Person	bereits	an	einer	Ver-
anstaltung	 der	 SPD	 interessiert	 gezeigt	
hat,	beispielsweise	am	Infostand,	bei	Haus-
besuchen	 oder	 bei	 Diskussionsveranstal-
tungen.	Wer	Mut	zeigt,	der	wird	belohnt.	
PHASE 2: Schwellenängste überwinden
Die	Resonanz	war	positiv,	und	eine	Person	
hat	Interesse	daran,	mehr	über	die	SPD	zu	
erfahren.	Damit	beginnt	die	eigentliche	Ar-
beit:	Ladet	ihn	zu	einer	Veranstaltung	ein,	
die	zu	seinem	Alter	und	seinen	Interessen	
passt.	 Kleiner	 Tipp:	 Die	 nächste	 Ortsver-
einsvorstandssitzung	 ist	 nicht	 immer	 die	
beste	 Wahl.	 Vielleicht	 gibt	 es	 ein	 Kultur-
frühstück,	 einen	 Neujahrsempfang	 oder	
eine	Juso-Feier.	Jetzt	auf	keinen	Fall	die	bei-
trittswillige	Person	alleine	lassen.	Vielleicht	
ist	eine	kurze	Nachricht	zur	Erinnerung	an	
den	Termin	hilfreich,	oder	man	geht	einfach	
gleich	 selbst	 mit.	 Die	 wenigsten	 gehen	

gRoSSE uNTERSTüTZuNg füR 
„ZEiT füR mEHR gEREcHTigkEiT“
HESSiScHE Spd-NEuEiNTRiTTE

Die	Parteibücher	sind	aus.	Ein	Satz,	
den	 man	 nicht	 oft	 hört,	 der	 aber	
zeitweise	in	hessischen	Regionen	

und	 Unterbezirken	 erklang.	 Die	 Zahlen	
an	Neueintritten,	die	mittags	von	Lande-
schef	Thorsten	 Schäfer-Gümbel	 oder	 Ge-
neralsekretärin	 Nancy	 Faeser	 verkündet	
wurden,	stimmten	am	Abend	schon	nicht	
mehr.	 Und	 das	 seit	 nunmehr	 mehreren	
Wochen.	„Wir	freuen	uns	über	489	hessi-
sche	SPD-Neueintritte	seit	dem	24.	Januar.	
Gemeinsam	 kämpft	 es	 sich	 eben	 besser	
für	 Zusammenhalt	 und	 Gerechtigkeit“,	
erklärte	 Schäfer-Gümbel	 am	 8.	 Februar.	
Zwei	Tage	später	sind	es	563.		Was	im	No-
vember	der	Trump-Effekt	war,	ist	nun	der	

Schulz-Effekt	 –	 nur	 in	 deutlich	 größerem	
Ausmaß.	Während	dieser	Artikel	entsteht,	
klingelt	es	an	der	Tür	der	Geschäftsstelle	
des	Landesverbands.	Es	 ist	ein	Mann,	der	
in	die	SPD	eintreten	will	–	jetzt	gleich.	Das	
ist	 es,	 das	 Tolle,	 von	 dem	 Martin	 Schulz	
spricht,	 was	 Sozialdemokratinnen	 und	
Sozialdemokraten	erleben,	und	es	ist	das,	
was	 er	 erlebt.	 Die	 Unterstützung	 für	 die	
„Zeit	für	mehr	Gerechtigkeit“	erleben	und	
die	Zeit	für	Martin	Schulz	ist	groß.	„Es	ist	
erstaunlich,	 was	 unser	 Kanzlerkandidat	
auslöst.	 Darauf	 wollen	 wir	 jetzt	 aufbau-
en“,	 freut	 sich	 Nancy	 Faeser.	 Denn:	 Ge-
meinsam	kämpft	es	sich	eben	besser	 für	
Zusammenhalt	und	Gerechtigkeit.		n
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gerne	 zu	 Veranstaltungen,	 bei	 denen	 sie	
niemanden	 kennen.	 Keiner	 ist	 gerne	„der	
oder	die	Neue“.	Kümmert	Euch	und	sorgt	
dafür,	dass	sich	mögliche	neue	Mitglieder	
wohlfühlen.	 Dann	 stehen	 die	 Chancen	
nicht	schlecht,	dass	sich	Euer	Kontakt	tat-
sächlich	für	einen	Eintritt	entscheidet.	Am	
besten	gleich	den	Anmeldebogen	gemein-
sam	ausfüllen	und	offene	Fragen	klären.	
PHASE 3: Für Bindung sorgen
Langfristige	 Bindung	 klappt	 am	 besten,	
wenn	 man	 schnell	 Freunde	 in	 der	 Partei	
findet,	 die	 eigenen	 Qualitäten	 einbrin-
gen	 kann	 und	 gefördert	 wird.	 In	 einem	
Gespräch	 können	 dem	 neuen	 Mitglied	
die	 Strukturen	 der	 SPD,	 Beteiligungs-	 und	
Fortbildungsmöglichkeiten	 nahegebracht		
werden.	Gleichzeitig	kann	man	herausfin-
den,	welche	Qualitäten	das	neue	Mitglied	
mitbringt,	 welche	 Interessen	 bestehen	
und	 wo	 es	 sich	 am	 besten	 engagieren	
kann.	 Man	 sollte	 in	 jedem	 Fall	 auch	 da-
bei	 helfen,	 Netzwerke	 auszubilden.	 Bringt	
Neumitglieder	 zusammen!	 Ein	 lockerer	
Neumitgliederabend	 bietet	 ideale	 Vor-
aussetzungen,	um	interessante	Leute	und	
gemeinsam	die	SPD	Schritt	für	Schritt	ken-
nenzulernen.	
Fazit:	Mitglieder	zu	werben	muss	keine	Fra-
ge	 großer	 Kampagnen	 und	 Budgets	 sein.	
Jeder	kann	aktiv	werden	und	mit	Achtsam-
keit,	Freundlichkeit	und	Unterstützung	neu-
en	Menschen	den	Weg	in	die	SPD	ebnen.		n

WiR 
gRATuliEREN

(v. l. n. r.) Kevin Trah-Bente (Mitglied 
seit einem Jahr), Cristo Döppner Medina 
(Mitglied seit drei Monaten), Aylin Weber 
(Mitglied seit vier Wochen)

Uwe Olt, 
Bürgermeister
von Lützelbach

Jürgen 
Liebermann, 
Bürgermeister 
von 
Schwarzenborn

Michael Plätzer, 
Bürgermeister 
von Schauenburg

Thomas Beck, 
Bürgermeister 
von Angelburg

Frank Kilian, 
Landrat im 
Rheingau-
Taunus-Kreis

  Manfred Schaub, 
  Bürgermeister 
  von Baunatal

Wir gratulieren unserem 
stellvertretenden Landes-
vorsitzenden Manfred 
Schaub ganz herzlich zur 
Wiederwahl als Bürger-
meister von Baunatal. 
Er erreichte ein Ergebnis 
von 91,7 %. Für die dritte 
Amtszeit wünschen wir 
viel Erfolg und alles Gute 
für sein Amt.

mit Termin- und fristenplan 

der Spd-landesvorstand beruft am 
10. märz 2017, nach § 4 abs. 4 der Sat-
zung des Spd-landesverbands Hesssen 
einen ordentlichen landesparteitag 
für 
Samstag, den 25. November 
2017, beginn: 10.00 uhr, 
im kap Europa, messe frank-
furt gmbH, osloer Straße 5,
60327 frankfurt am main, 
ein.

Antragsschluss zum landesparteitag 
gemäß § 4 Abs. 6 unserer Satzung ist 
der 14. oktober 2017 (Sechswochen-
frist). Alle fristgemäß eingegangenen 
Anträge werden den gewählten und 
den beratenden delegierten bis zum 
4. November 2017 zur kenntnis gegeben. 

Antragsberechtigt sind gemäß § 4 
Abs. 5 unserer Satzung die ortsverei-
ne, die unterbezirke, die bezirke, der 
landesvorstand sowie die landes- 
und bezirkskonferenzen der Arbeits-
gemeinschaften. 

personalvorschläge für die Wahl des 
landesvorstands können gemäß 
§ 4 Abs. 5 unserer Satzung gemacht 
werden von den ortsvereinen, den 
unterbezirken und den bezirken, vom 
landesvorstand und den bezirks-
vorständen sowie von jedem stimm-
berechtigten delegierten. 

vorläufige Tagesordnung:

Top 1.  konstituierung des  parteitags

Top 2.  grußworte 

Top 3. berichte des landesvorstands  
     a. des landesvorsitzenden und der  
         generalsekretärin
        b. der Schatzmeisterin
        c. der Revisorinnen und Revisoren

Top 4. beschlussfassung über die 
              berichte und Entlastung des 
             vorstands in finanzangelegen-   
              heiten 

Top 5. bericht der landtagsfraktion

Top 6. Wahl des landesvorstands 

Top 7.  Wahl der Revisorinnen und     
              Revisoren 

Top 8. beratung und beschlussfassung  
         von Anträgen 

Top 9. Schlusswort 

Ende des parteitags ca. 16 uhr. 

EiNbERufuNg EiNES 
oRdENTlicHEN 
lANdESpARTEiTAgES 
Am 25. november 2017 
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füR diE 
EuRopäiScHE 
idEE kämpfEN
In der Europa-De-
batte im Hessischen 
Landtag hat die 
zuständige Spreche-
rin Sabine Waschke 
Anstrengungen aller 
Institutionen und 
demokratischen Par-
teien gefordert, um 
die europäische Idee 
aufrechtzuerhalten. 
In Zeiten der Flücht-
lingskrise, des Erstar-
kens nationalstaat-
licher Interessen, der 
steigenden Bedro-
hung durch den Ter-
rorismus, der Debatte 
um den Umgang mit 
der Türkei und des 
Brexits brauche man 
ein starkes und geein-
tes Europa. „In Brüssel 
befürchtet man, dass 
der neue amerikani-
sche Präsident Trump 
versucht, Europa 
weiter zu spalten. 
Mehr als sechzig Jah-
re haben die USA die 
europäische Einigung 
gefördert. Trump aber 
hat immer Vorbehal-
te gegenüber einem 
Bündnis, das er für 
die wirtschaftliche 
Schwächung Ameri-
kas verantwortlich 
macht. Um einem 
Präsidenten Donald 
Trump einen  Gegen-
pol gegenüberzustel-
len, braucht es ein 
starkes und ein eini-
ges Europa“, zeigte 
sich Waschke über-
zeugt.  n

           Sabine Waschke, mdl
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ausgebildet	 und	 hoch	 motiviert	 sei.	„Die	
Justiz	 war	 jahrelang	 ein	‚Steinbruch‘	 die-
ser	 Landesregierung.	 Mit	 der	 sogenann-
ten	 Operation	 Düstere	 Zukunft	 wurden	
ab	dem	Jahr	2003	800	Stellen	und	in	der	
Folge	 weitere	 400	 Stellen	 gestrichen“,	
kritisierte	 Hofmann.	 Der	 erhebliche	 Per-
sonalabbau	und	die	ständig	wachsenden	
Aufgaben	der	Polizei	seien	ursächlich	für	
die	 sehr	 hohe	 Belastungssituation	 bei	
den	 Polizeibediensteten.	 Trotz	 eines	 im-
mensen	 und	 vorhersehbaren	 Aufgaben-
zuwachses	 hätten	 der	 damalige	 Innen-
minister	Bouffier	und	die	CDU-geführten	

D en	 personellen	 Aderlass	 in	 der	
hessischen	 Justiz	 unter	 Verant-
wortung	 der	 CDU-geführten	

Landesregierung	sieht	die	rechtspolitische	
Sprecherin	 der	 SPD-Fraktion	 Heike	 Hof-
mann	als	Ursache	für	Vollzugsdefizite,	die	
dringend	abgebaut	werden	müssten.	
In	 der	 Antwort	 auf	 eine	 Regierungserklä-
rung	 der	 hessischen	 Justizministerin	 im	
Landtag	betonte	sie,	dass	Sicherheit	eines	
jeden	 Einzelnen	 ein	 Menschenrecht	 sei.	
„Eine	 Politik	 der	 öffentlichen	 Sicherheit	
muss	 Gefahren	 erkennen	 und	 wirksam	
bekämpfen,	aber	zugleich	rechtsstaatliche	
Grundsätze	 und	 Freiheitsrechte	 wahren.	
Das	 ist	 Kernbestandteil	 staatlichen	 Han-
delns	und	muss	das	auch	bleiben.	Deshalb	
wollen	und	brauchen	wir	keine	Bürgerweh-
ren	in	unserem	Land“,	sagte	Hofmann.	
	 Die	 SPD	 lasse	 nicht	 zu,	 dass	 feige	 At-
tentate	unsere	Demokratie	und	unsere	ge-
meinsamen	Werte	zerstörten.	„Wir	wollen	
und	 werden	 in	 einer	 offenen,	 toleranten,	
freien	 Gesellschaft	 leben.	 Wir	 wollen	 so	
viel	Sicherheit	wie	nötig	und	so	viel	Frei-
heit	wie	möglich	für	den	Einzelnen“,	plä-
dierte	die	Abgeordnete.	Polizei	und	Justiz	
könnten	 ihre	 wichtige	 Aufgabe	 nur	 mit	
ausreichendem	Personal	erfüllen,	das	gut	

SicHERHEiT uNd fREiHEiT AbWägEN 

Heike Hofmann, MdL, macht die CDU-geführte Landesregierung für den personellen 
Aderlass bei der Justiz verantwortlich.

Landesregierungen	 in	 den	 Jahren	 2001	
bis	2009	720	Vollzugsstellen	und	weitere	
600	Stellen	im	Tarifbereich	abgebaut.	
	 Eine	 andere	 Bedrohung	 sei	 die	 zuneh-
mende	 Cyberkriminalität,	 die	 nicht	 nur	
den	Staat,	sondern	auch	seine	Bürger	und	
mittlerweile	 fast	 jedes	 zweite	 Unterneh-
men	 in	 Deutschland	 betreffe!	 Nicht	 jede	
Initiative	stamme	aus	der	Feder	der	Justiz-
ministerin,	und	auch	 nicht	 jede	 Initiative	
von	ihr	führe	zum	Ziel.	Zudem	könne	das	
nicht	von	den	eigenen	Fehlern	in	der	Per-
sonalpolitik	ablenken,	sagte	Hofmann	an	
die	Adresse	der	Justizministerin.		n

Wie	 die	 Beantwortung	 der	
Großen	 Anfrage	 der	 SPD-
Landtagsfraktion	 zur	 Stif-

tung	 „Miteinander	 in	 Hessen“	 bestätigt	
hat,	 erweist	 	 sich	 deren	 kurze	 Geschichte	

cHRoNologiE 
dES ScHEiTERNS

ulrike Alex, mdl

Fo
to

: S
Pd

-l
an

dt
ag

SF
Ra

kt
io

n

als	 Chronologie	 des	
Scheiterns.	 „Sämtli-
che	 Voraussetzun-
gen,	 die	 bei	 der	
Gründung	 ohne	
Prüfung	 behauptet	
wurden,	 haben	 sich	
als	 falsch	 erwie-
sen“,	 kritisierte	 die	
zuständige	 Abge-
ordnete	 Ulrike	 Alex.	
Die	Haupteinnahmequelle	der	Stiftung	sei	
Geld	 aus	 dem	 Landeshaushalt,	 mit	 dem	
verschwenderisch	 umgegangen	 worden	
sei.	Nachdem	die	Öffentlichkeit	jahrelang	
an	 der	 Nase	 herumgeführt	 wurde,	 solle	
jetzt	 durch	 Veränderung	 der	 Gremien-
struktur	die	Staatskanzlei	in	die	Lage	ver-
setzt	werden,	die	Stiftung	an	die	Kandare	
zu	nehmen.	Mit	einem		Nebenhaushalt	in	
Form	der	Stiftung	erhalte	die	Landesregie-
rung	zusätzliche	Verfügungsmittel,	die	sie	
ohne	 parlamentarische	 Kontrolle	 nutzen	
könne,	kritisierte	Alex.		n
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Die	 Sicherstellung	 einer	 flächen-
deckenden	Versorgung	mit	Heb-
ammen	 in	 Hessen	 hat	 Dr.	 Dani-

ela	Sommer	gefordert.	„Es	herrscht	eine	
angespannte	 Versorgungslage	 bei	 der	

füR EiNEN guTEN 
START iNS lEbEN

dr. daniela Sommer, mdl

Geburtsvorberei-
tung,	 der	 Geburts-
nachsorge	 und	 in	
der	 Geburtshilfe	
selbst.	 Werden-
de	 Mütter	 klagen,	
dass	es	ihnen	nicht	
gelingt,	 eine	 Heb-
amme	 zu	 bekom-
men.	 Es	 ist	 von	
einem	 deutlichen	
Mangel	 auszugehen,	 da	 viele	 Hebam-
men	 aufgrund	 wirtschaftlicher	 Schwie-
rigkeiten	 aufgegeben	 haben.“	 Die	 SPD	
fordere	 ein	 datenbasiertes	 Konzept	 für	
die	 geburtshilfliche	 Versorgung.	 Nur	
die	 Hälfte	 aller	 Entbundenen	 im	 Wo-
chenbett	würden	laut	Hessischem	Heb-
ammenverband	 in	 Frankfurt	 von	 einer	
Hebamme	betreut.	„Frauen	finden	keine	
Hebammen	und	fühlen	sich	muttersee-
lenallein,	 mit	 tausend	 Fragen,	 Sorgen	
und	 Unsicherheiten.	 Wir	 fordern	 Hilfe,	
für	einen	guten	Start	ins	Leben.“		n

In	 ihrer	 Rede	 im	 Hessischen	 Landtag	
hat	 die	 Abgeordnete	 und	 Rechtspo-
litikerin	Handan	Özgüven	zur	Vertei-

digung	 der	 Pressefreiheit	 aufgerufen.		
„Für	 uns	 als	 Sozialdemokraten	 ist	 es	

pRESSEfREiHEiT 
vERTEidigEN 

Handan Özgüven, mdl
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mehr	 als	 befremd-
lich,	 dass	 im	 rech-
ten	Milieu	die	freie	
Berichterstattung	
nicht	nur	behindert	
wird,	 sondern	 Jour-
nalisten	 regelrecht	
Beschimpfungen	
und	 Bedrohungen	
ausgesetzt	 sind.	
Auf	 Pegida-Kund-
gebungen	 tritt	 die	 aggressive	 Haltung	
der	 Veranstalter	 und	 Teilnehmer	 ge-
genüber	 der	 Presse	 deutlich	 zutage.	
Auf	 Landesparteitagen	 der	 AfD	 wird	
Journalisten	 der	 Zutritt	 verweigert.	 Die	
Bedrohung	 von	 Journalisten	 auf	 NPD-
Veranstaltungen	ist	gang	und	gäbe.	Das	
können	 und	 wollen	 wir	 nicht	 akzeptie-
ren“,	sagte	Özgüven.
	 Die	 SPD-Politikerin	 appellierte	 an	 alle	
demokratischen	Kräfte	und	Parteien,	das	
hohe	 Gut	 der	 Pressefreiheit	 gemeinsam	
zu	verteidigen.		n
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Wo blEibEN 
diE gESETZ-
ENTWüRfE?
Noch immer lassen 
die Gesetzentwürfe 
für eine Reform des 
Landesamtes für 
Verfassungsschutz 
und für eine bessere 
parlamentarische 
Kontrolle auf sich 
warten. Der Parla-
mentarische Ge-
schäftsführer der 
SPD-Landtagsfrak-
tion, Günter Rudolph, 
hat die schwarz-grü-
ne Landesregierung 
und den hessischen 
Innenminister in der 
Aktuellen Stunde da- 
für scharf attackiert: 
„Wir fordern ein 
modernes Gesetz 
für das Landesamt 
für Verfassungs-
schutz, das auch die 
parlamentarische 
Kontrolle des Verfas-
sungsschutzes maß-
geblich verbessert. 
Insbesondere muss 
die Parlamentarische 
Kontrollkommissi-
on mit effektiven 
Kontrollinstrumenten 
ausgestattet wer-
den. Darüber hinaus 
müssen die Rechte 
der Mitglieder der 
Parlamentarischen 
Kontrollkommission 
gegenüber Behörden-
mitarbeitern deutlich 
ausgebaut werden.“ n
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              günter Rudolph, mdl
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cHEmiScHE iNduSTRiE STäRkEN

Im	 Plenarsaal	 des	 Hessischen	 Land-
tags	 gab	 es	 in	 der	 letzten	 Sitzung	
eine	 hoch	 emotionale	 Debatte	 über	

die	 Abschiebung	 von	 Flüchtlingen	 nach	
Afghanistan.	 	Während	die	SPD-Fraktion	
einen	Antrag	der	Linkspartei	unterstütz-
te,	 wonach	 der	 Innenminister	 die	 vor-
handenen	 gesetzlichen	 Möglichkeiten	
nutzen	 sollte,	 um	 Abschiebungen	 nach	
Afghanistan	 für	 drei	 Monate	 auszuset-
zen,	lehnten	CDU	und	Grüne	ein	solches	
Abschiebemoratorium	ab.
	 Der	 Fachsprecher	 der	 SPD-Fraktion,	
Gerhard	Merz,	stellte	fest,	dass	Afghanis-
tan	kein	sicheres	Land	sei,	auch	wenn	die	
Bunderegierung	die	Auffassung	vertrete,	
dass	 es	 dort	 sichere	 Regionen	 gebe,	 in	
die	 eine	 Rückkehr	 abgelehnter	 Asylbe-
werber	 gefahrlos	 möglich	 sei.	 „Da	 sagt	
die	hessische	SPD:	Nein,	Afghanistan	ist	

wollen	 sie,	 dass	 weiterhin	 nach	 Afgha-
nistan	abgeschoben	wird?“
	 In	der	Debatte	bekannten	sich	Redner	
der	Grünen	dazu,	dass	auch	sie	Afgha-
nistan	nicht	für	ein	sicheres	Herkunfts-
land	 hielten	 und	 dass	 Abschiebungen	
dorthin	 falsch	 seien.	 Dennoch	 stimm-
te	 die	 Fraktion	 der	 Grünen	 gegen	 das	
Moratorium	 für	 Abschiebungen	 nach	
Afghanistan.	„Damit	haben	die	Grünen	
die	 Humanität	 der	 Koalitionsdisziplin	
geopfert“,	sagte	Gerhard	Merz	nach	der	

vor	der	Verantwortung	für	das	Handeln	
des	 Landes	 Hessen	 zu	 drücken.	 Wenn	
sie	es	wollte,	könnte	die	schwarz-grüne	
Koalition	 sofort	 alle	 Abschiebungen	
nach	Afghanistan	für	drei	Monate	aus-
setzen.	 Doch	 den	 Grünen	 fehlt	 es	 am	
Willen	und	am	Mut,	das	Richtige	zu	tun.	
Es	 gehört	 schon	 ein	 ordentliches	 Maß	
an	 grüner	 Selbstverleugnung	 dazu,	
sich	 dem	 Law-and-Order-Kurs	 der	 CDU	
in	dieser	Weise	zu	unterwerfen“,	sagte	
Merz.		n

gerhard merz, mdl

Damit die Chemie stimmt: Vertreterinnen und Vertreter der SPD-Fraktion und des VCI 
Hessen bei der Vorstellung des Positionspapiers im Hessischen Landtag.

zahlbare	Energie	angewiesen.		Besonders	
großes	Augenmerk	legt	das	gemeinsame	
Papier	 auf	 die	 Qualifikation	 der	 Arbeits-
kräfte	sowie	die	schulische	und	berufliche	
Ausbildung,	auch	im	Hinblick	auf	den	dro-
henden	Fachkräftemangel.	Wissen	ist	die	
entscheidende	 Ressource	 der	 deutschen	
Wirtschaft.	 Gerade	 für	 den	 Hochlohns-
tandort	 sind	 Kompetenzen,	 Ideen	 und	
Know-how	 der	 Beschäftigten	 ein	 wichti-
ger	Wettbewerbsvorteil	und	Basis	der	 In-
novationskraft.
	 Über	 alle	 Schulformen	 und	 Jahrgän-
ge	 hinweg	 wird	 eine	 gute	 naturwissen-
schaftlich-technische	 Basisausbildung	 ge-	
fordert.	Ein	flächendeckendes	Angebot	an	
Ganztagsschulen	 ist	genauso	notwendig	
wie	 ein	 Unterrichtsfach	 „Berufsorientie-
rung	und	Verbraucherbildung“	–	und	zwar	
auch	 an	 Gymnasien.	 Die	 Durchlässigkeit	

D rei	 stabile	 Säulen	 braucht	 die	
chemische	Industrie,	um	ihre	Po-
sition	 in	 Hessen	 zu	 stärken	 und	

eine	stabile	Grundlage	für	eine	innovative	
Zukunft	zu	haben:	die	Stärkung	der	Wett-
bewerbsfähigkeit,	bessere	Rahmenbedin-
gungen	für	Bildung	und	eine	vertrauens-
volle	 Kommunikation.	 Das	 sind	 die	 drei	
Kernbereiche,	auf	die	sich	der	Verband	der	
Chemischen	 Industrie	 Hessen	 (VCI)	 und	
die	 SPD-Landtagsfraktion	 in	 einem	 ge-
meinsamen	 Positionspapier	 verständigt	
haben.
	 Als	 transportintensive	 Branche	 ist	 die	
chemische	 Industrie	 ganz	 besonders	 auf	
ein	 dichtes	 und	 funktionsfähiges	 Ver-
kehrsnetz	 angewiesen.	 Schnellere	 Pla-
nung,	Genehmigung	und	Umsetzung	von	
Bauprojekten	 sind	 aus	 Sicht	 von	VCI	 und	
SPD	notwendig.	
	 Eine	Besonderheit	der	Chemie	sind	die	
anspruchsvollen	Zulassungs-	und	Geneh-
migungsverfahren.	 Diese	 müssen	 einfa-
cher	und	effizienter	werden,	ohne	Abstri-
che	bei	Sicherheit	und	Umweltstandards	
zu	machen.	
	 Weitere	wichtige	Rahmenbedingungen	
sind	eine	bezahlbare	und	sichere	Energie-
versorgung	 und	 eine	 Handelspolitik,	 die	
dazu	 beiträgt,	 neue	 Märkte	 zu	 erschlie-
ßen.	Die	Energiewende	bietet	der	chemi-
schen	Industrie	große	Chancen,	denn	die	
meisten	 Anlagen	 zur	 Gewinnung	 erneu-
erbarer	 Energien	 benötigen	 Zulieferun-
gen	 aus	 der	 Chemie.	 Auf	 der	 anderen	
Seite	ist	die	Branche	auch	sehr	energiein-
tensiv	und	deswegen	auf	sichere	und	be-

zwischen	 beruflicher	 und	 akademischer		
Ausbildung	soll	besser	werden.
	 Auch	 an	 den	 Hochschulen	 sind	Verän-
derungen	notwendig.	Das	gilt	besonders	
dafür,	 dem	 akademischen	 Nachwuchs	
sichere,	 finanziell	 auskömmliche	 Qualifi-
zierungswege	zu	bieten.	Vor	allem	mittel-
ständische	Unternehmen	brauchen	klare	
und	 konstante	 Rahmenbedingungen	 in	
der	 Forschungsförderung	 bei	 insgesamt	
höheren	Fördersätzen,	die	so	nach	Unter-
nehmensgröße	 gestaffelt	 werden,	 dass	
kleinere	Unternehmen	eine	höhere	Förde-
rung	bekommen	können.
	 Als	 dritte	 Säule	 benennen	 VCI	 und	
SPD-Fraktion	das	Thema	Kommunikation,	
ausgehend	von	der	Feststellung,	dass	das	
Vertrauen	der	Bevölkerung	 in	neue	Tech-
nologien	 in	 der	 Vergangenheit	 zuneh-
mend	geschwunden	ist.			n

AbScHiEbESTopp NAcH AfgHANiSTAN 
AbgElEHNT
 kein	sicheres	Land.	 In	Afgha-

nistan	herrscht	nach	wie	vor	
Krieg.	 Und	 nun	 wollen	 wir		
wissen,	 wie	 die	 Grünen	 das	
sehen:	 Unterstützen	 sie	 im	
Namen	 der	 Menschlichkeit	
einen	Abschiebestopp	für	die	
nächsten	 drei	 Monate,	 oder	

Abstimmung	im	Landtag.	„Sie	
reden	 von	 Menschlichkeit,	
aber	 lassen	 zu,	 dass	 Hessen	
weiterhin	 Flüchtlinge	 in	 ein	
Kriegsgebiet	 abschiebt.	 Der	
Verweis	auf	die	Zuständigkeit	
des	Bundes	 ist	nur	der	hilflo-
se	 Versuch	 der	 Grünen,	 sich	
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ScHWARZ-gRüNE 
ScHlAglÖcHER 

Der SPD-Verkehrspo-
litiker Tobias Eckert 
hat Verkehrsminister 
Al-Wazir und der 
schwarz-grünen Re-
gierungskoalition im 
Zusammenhang mit 
dem Sanierungspro-
gramm für Landes-
straßen Selbstbetrug 
vorgeworfen. „Es 
grenzt schon an Auto-
suggestion, wenn der 
Minister seinen Wor-
ten tatsächlich glaubt. 
Der Gesamtetat von 
144 Millionen Euro für 
den Erhalt und Neu-
bau im gesamten 
Landesstraßennetz 
in Hessen mit sei-
nen mehr als 7.000 
Kilometern wurde 
im vergangenen Jahr  
gerade einmal  um 
sieben Millionen Euro 
gesteigert. In diesem 
Zusammenhang und 
in Zeiten von Rekord-
steuereinnahmen von 
einer ‚ordentlichen 
Schippe drauf‘ zu spre-
chen, ist fast schon 
dreist. Die Infrastruk-
tur wird dadurch nicht 
in Schuss gehalten, 
sondern verschleißt 
langsam, aber sicher. 
CDU und Grüne in 
Hessen tragen die Ver-
antwortung für jedes 
einzelne Schlagloch, 
durch das hessische 
Autofahrerinnen und 
Autofahrer in Zukunft 
fahren müssen“, so 
Tobias Eckert.   n

Tobias Eckert, mdl
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mANgElNdE WERTScHäTZuNg 
füR poliZEi
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Nach	Meinung	der	SPD	soll	die	Poli-
zei	 in	 Hessen	 besser	 ausgestattet	
und	somit	wieder	besser	motiviert	

werden.		Die	innenpolitische	Sprecherin	der	
SPD-Landtagsfraktion,	 Nancy	 Faeser,	 kriti-
sierte,	dass	in	der	Verantwortung	der	CDU-
geführten	 Landesregierungen	 „der	 Dienst	
am	Limit	zum	Dauerzustand“	geworden	ist.	
	 Sie	 dankte	 der	 hessischen	 Polizei	 aus-
drücklich	 für	 deren	 engagierten	 Dienst	
unter	sehr	schwierigen	Rahmenbedingun-
gen.	 „Bei	 den	 Beamtinnen	 und	 Beamten,	
die	 Tag	 für	 Tag	 unsere	 Sicherheit	 garan-
tieren,	herrscht	mittlerweile	eine	extreme	
Unzufriedenheit.	 Die	 demotivierenden	
und	 demoralisierenden	 Bedingungen,	 un-
ter	 denen	 die	 Polizei	 in	 Hessen	 arbeiten	
muss,	 sind	 das	 Ergebnis	 von	 Desinteresse	
und	Gleichgültigkeit	der	CDU-Innenminis-
ter	seit	1999.	Dabei	reden	wir	vor	allem	von	
den	Versäumnissen	aus	der	elfjährigen	Ära	
Volker	Bouffier.“
	 Mehr	 als	 drei	 Millionen	 Überstunden	
und	 ein	 durchschnittlicher	 Krankenstand	
von	 30	 Tagen	 im	 Jahr	 sprächen	 Bände.	
Bis	 2006	 habe	 die	 CDU-geführte	 Landes-
regierung	 die	 Zahl	 der	 Polizeianwärter	
fahrlässig	 verkleinert	 und	 damit	 faktisch	
Stellen	 abgebaut,	 sagte	 Nancy	 Faeser.	 Bis	
2009	 seien	 720	 Vollzugsstellen	 und	 600	

Stellen	im	Tarifbereich	gestrichen	worden.	
Mit	42	Dienststunden	 in	 der	Woche	habe	
die	 hessische	 Polizei	 die	 längste	 Arbeits-
zeit	 in	Deutschland.	Darüber	hinaus	habe	
das	Land	die	Beihilfe	im	Krankheitsfall,	das	
Urlaubs-	und	das	Weihnachtsgeld	gekürzt	
oder	gestrichen.	

	 Faeser	kritisierte	auch	die	Besoldungs-
politik	des	Landes.	Es	sei	nicht	verwunder-
lich,	dass	bei	der	Polizei	der	Unmut	wach-
se,	 nachdem	 die	 Beamten	 2015	 zu	 einer	
Nullrunde	 verdonnert	 und	 in	 den	 Jahren	
danach	von	der	allgemeinen	Gehaltsent-
wicklung	abgekoppelt	worden	seien.		n

Im	 Bundesvergleich	
schneidet	 das	 Land	
Hessen	 sehr	 schlecht	

ab,	 wenn	 es	 um	 das	 Aus-
schöpfen	 von	 europäi-
schen	 Fördermitteln	 aus	
dem	 Rahmenprogramm	
„Horizont	 2020“	 für	 For-
schung	 und	 Entwicklung	
geht.	 Dies	 ergibt	 sich	 aus	
dem	Bericht	der	Landesre-

HESSEN ScHÖpfT Eu-miTTEl 
NicHT AuS

gierung	 zum	 Rahmenprogramm,	 der	 im	
Europaausschuss	 beraten	 wurde.	 Lothar	
Quanz,	Mitglied	der	SPD-Fraktion	im	Euro-
paausschuss,	kritisierte	deutlich	die	offen-
kundige	Vernachlässigung	der	hessischen	
Antragssteller	durch	die	Landesregierung,	
weil	diese	ganz	offensichtlich	im	Vergleich	
mit	 anderen	 Bundesländern	 die	 notwen-
dige	 qualifizierte	 Unterstützung	 nicht	
gewährt.	„Es	ist	peinlich	und	nicht	zu	ver-
antworten,	wenn	von	drei	Milliarden	Euro,	
die	mit	diesem	Programm	insgesamt	nach	
Deutschland	 fließen,	 lediglich	 rund	 168	
Millionen	in	Hessen	ankommen.	Das	sind	
nur	rund	5,5	Prozent.	Hier	besteht	dringen-
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Die	 SPD-Bildungspolitikern	 Heike	
Habermann	 hat	 eine	 generelle	
Verbesserung	 der	 Durchlässigkeit	

im	Bildungssystem	gefordert.	„Das	Ziel,	die	
Durchlässigkeit	 zwischen	 beruflicher	 und	
akademischer	Bildung	zu	verbessern,	wird	

duRcHläSSigkEiT 
im bilduNgSSySTEm  
vERbESSERN

Heike Habermann, mdl

von	 der	 SPD	 unein-
geschränkt	 geteilt.	
Deshalb	 unterstüt-
zen	 wir	 den	 vom	
DGB	und	den	Hand-
w e r k s k a m m e r n	
mitgetragenen	 Mo-
dellversuch,	 jungen	
Menschen	 ohne	
Abitur	 auch	 ohne	
die	bisher	erforderliche	dreijährige	Berufs-
erfahrung	den	Zugang	zu	einer	Hochschule	
zu	ermöglichen“,	sagte	Habermann.	Dies	sei	
allerdings	 nur	 ein	 kleiner	 Baustein	 zu	 bes-
serer	 Durchlässigkeit	 im	 Bildungssystem.		
Wenn	 man	 mehr	 jungen	 Menschen	 die	
Wahl	 zwischen	 Ausbildung	 und	 Studium	
oder	eine	Kombination	beider	Wege	erleich-
tern	 und	 öffnen	 wolle,	 müssten	 größere		
Anstrengungen	unternommen	werden.		n

Universitäten,	 für	 die	 Fachhochschulen	
und	 weitere	 Forschungseinrichtungen	
aus	 Brüssel	 zu	 akquirieren.	 Nur	 wenig	
besser	 sehe	 die	 Bilanz	 für	 antragstellen-
de	 hessische	 Unternehmen	 aus:	 Im	 Bun-
desvergleich	 kommen	 zehn	 Prozent	 der	
Fördermittel	 in	 Hessen	 an.	 „Die	 Kritik,	
dass	 manche	 Förderprogramme	 der	 EU	
zu	bürokratisch,	zu	unübersichtlich	seien,	
lasse	ich	nur	bedingt	gelten:	Wenn	andere	
Bundesländer	beim	Einwerben	der	Mittel	
deutlich	 erfolgreicher	 sind,	 dann	 muss	
man	 die	Versäumnisse	 bei	 der	 Landesre-
gierung	suchen	und	muss	sie	abändern“,	
forderte	Quanz.		n

der	Handlungsbedarf.	Die-
se	 falsche	 Bescheidenheit	
und	 Zurückhaltung	 müs-
sen	 schleunigst	 ein	 Ende	
haben“,	forderte	Quanz.	
	 Im	 vorgelegten	 Bericht	
der	Landesregierung	müs-
se	sie	eingestehen,	dass	es	
vielen	 anderen	 Bundes-
ländern	signifikant	besser	
gelinge,	 Mittel	 für	 ihre	

lothar Quanz, mdl
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Zeigten Solidarität mit den Betroffenen: der Parlamentarische Geschäftsführer Günter 
Rudolph und die innenpolitische Sprecherin Nancy Faeser (Mitte)



 

 AllE fAkTEN SpRE-
cHEN gEgEN NEuE 
RHEiNbRückE

 Mit deutlich ablehnender 
Haltung hat der SPD-
Abgeordnete aus dem 
Rheingau-Taunus-Kreis, 
Marius Weiß, Stellung zu 
einer möglichen Rhein-
brücke im Rheingau 
bezogen. „Täglich grüßt 
das Murmeltier. Inzwi-
schen kann man schon 
die Uhr danach stellen, 
wann zum nächsten 
Mal die Rheinbrücke im 
Landtag thematisiert 
wird, obwohl bereits 
alle Fakten, die gegen 
eine Realisierung dieser 
Brücke sprechen, bereits 
auf dem Tisch liegen“, 
sagte er.  „Sehr viele 
Argumente sprechen 
gegen dieses kostspielige 
Verkehrsprojekt“, betonte 
Weiß. Dabei sei der hohe 
finanzielle Aufwand 
nur ein wesentlicher 
Aspekt neben vielen 
weiteren Punkten. Die 
SPD sei klar gegen eine 
Rheingau-Autobahn, 
die sehr wahrscheinlich 
neue Verkehrsprobleme 
hervorrufe, statt vorhan-
dene Probleme zu lösen. 
Außerdem sei laut Weiß 
die Rheinbrücke aus na-
turschutzfachlicher Sicht 
außerordentlich kritisch 
zu beurteilen.  n
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Einen	 dringlichen	 Berichtsantrag	
zum	 Lehrermangel	 an	 hessischen	
Schulen	hat	die	SPD-Fraktion	in	den	

Hessischen	 Landtag	 eingebracht.	 „Wir	
wollen	wissen,	wie	Realität	und	Sonntags-
reden,	die	noch	zu	Beginn	des	Schuljahres	
von	 Verantwortlichen	 der	 Landesregie-
rung	 verkündet	 wurden,	 zusammenpas-
sen.	Uns	interessiert	vor	allem	die	Zahl	der	
unbesetzten	Stellen	in	den	verschiedenen	
Schulformen,	 die	 Verteilung	 dieser	 Stel-
len	auf	die	Regionen,	nach	der	Anzahl	der	
Lehramtsbewerberinnen	 und	 -bewerber,	
nach	 den	 Bedarfsprognosen,	 den	 Man-
gelfächern	 sowie	 den	 Maßnahmen	 der	
Landesregierung	 zur	 Gewinnung	 neuer	
Lehrkräfte“,	 sagte	 der	 bildungspolitische	
Sprecher	Christoph	Degen.	

lEHRERmANgEl 
AN HESSiScHEN 
ScHulEN

                    marius Weiß, mdl
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Der	 finanzpolitische	 Sprecher	 der	
SPD-Fraktion,	 Norbert	 Schmitt,	
hat	 den	 Finanzminister	 für	 den		

Haushaltsabschluss	 2016	 kritisiert.	 Der	
Abschluss	 weist	 gegenüber	 dem	 Haus-
haltsentwurf	 2016	 Mehreinnahmen	
von	 rund	 1,7	 Milliarden	 Euro	 aus.	 Der	
SPD-Experte	 Schmitt	 sagte	 dazu:	„Es	 ist	
natürlich	 schön,	 wenn	 die	 Steuerein-
nahmen	sprudeln.	Aber	man	muss	auch	
klar	 sehen,	 dass	 diese	 Landesregierung	

uNgENügENdE 
iNvESTiTioNEN
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Hessens	 Staatsgerichtshof	 hat	
einen	 neuen	 Präsidenten.	 Der	
Hessische	 Landtag	 hat	 Prof.	

Dr.	 Roman	 Poseck,	 den	 Präsidenten	 des	
Oberlandesgerichts	Frankfurt,	zum	neu-
en	 Präsidenten	 des	 Hessischen	 Staats-
gerichtshofes	 gewählt.	 Poseck	 erhielt	
dabei	 auch	 die	 Stimmen	 der	 SPD-Frak-
tion.	
	 „Herr	 Prof.	 Poseck	 hat	 sich	 meiner	
Fraktion	in	der	vergangenen	Woche	vor-
gestellt	und	dabei	einen	sehr	guten	Ein-
druck	hinterlassen.	Dass	er	ein	exzellen-
ter	 Jurist	 ist,	 stand	 für	 uns	 nie	 infrage.	
Wichtig	für	die	SPD-Fraktion	im	Landtag	
war	 allerdings,	 dass	 Herr	 Prof.	 Poseck	
glaubhaft	 vermitteln	 konnte,	 dass	 er	
als	 Präsident	 des	 Staatsgerichtshofes	
anders	 auftreten	 und	 handeln	 wird	 als	
sein	 Vorgänger.	 Mit	 der	 Wahl	 von	 Prof.															
Poseck	 verbinden	 wir	 die	 Erwartung,	
dass	 der	 Staatsgerichtshof	 seine	 juris-
tische	 und	 politische	 Unabhängigkeit	
zurückgewinnt“,	 so	 der	 Fraktionsvorsit-
zende	Thorsten	Schäfer-Gümbel.		n

NEuER 
pRäSidENT füR 
dEN STAATS-
gERicHTSHof

absolut	 nichts	 zu	 dem	 Geldsegen	 bei-
getragen	hat.	Die	sehr	hohen	Steuerein-
nahmen	 sind	 allein	 das	 Ergebnis	 einer	
klugen	Wirtschafts-	und	Sozialpolitik	der	
Bundesregierung	–	und	dort	werden	die-
se	 Themen	 von	 der	 SPD	 verantwortet.“	
Schmitt	 bemängelte,	 dass	 die	 schwarz-
grüne	Landesregierung	trotz	der	Rekord-
einnahmen	 nicht	 willens	 oder	 nicht	 im-
stande	 sei,	 die	 dringend	 erforderlichen	
Investitionen	zu	tätigen:	„Breitband,	Stra-
ßen,	 Schulen,	 Brücken,	 Wohnungsbau	 –	
da	 passiert	 nichts,	 obwohl	 der	 Minister	
im	 Geld	 geradezu	 schwimmt.	 Es	 wäre	
jetzt	 notwendig,	 endlich	 die	 Mittel	 für	
den	Straßenbau	sowie	den	sozialen	Woh-

	 Der	 Lehrermangel	 komme	 nicht	 über-
raschend,	sondern	habe	sich	seit	Langem	
abgezeichnet.	 Die	 Lehrerausbildung	
sei	 auf	 Sparflamme	 heruntergefahren	
worden,	 statt	 vorausschauend	 und	 am	
Bedarf	 orientiert	 zu	 planen.	„Kinder	 ste-
hen	nicht	ohne	Ankündigung	vor	der	Tür	
einer	 Schule.	 In	 der	 Regel	 ist	 das	 sechs	

Jahre	 vorher	 bekannt.	 Pensionierungen	
brechen	 nicht	 über	 Nacht	 herein,	 son-
dern	haben	Vorlaufzeiten.	Auch	der	Man-
gel	an	Förderschullehrkräften,	die	Hessen	
zur	 Umsetzung	 der	 Inklusion	 dringend	
benötigt,	ist	seit	Jahren	bekannt,	aber	zu	
wenig	 beachtet	 worden.	 Hinzu	 kommt	
die	 Tatsache,	 dass	 in	 bestimmten	 Fä-
chern	in	anderen	Schulformen	Lehrkräfte	
fehlen,	 insbesondere	an	den	Beruflichen	
Schulen,	die	sich	mehr	schlecht	als	recht	
mit	 Quereinsteigern	 behelfen.	 Jetzt	 die	

Flüchtlingsbeschulung	 dafür	 verant-
wortlich	 zu	 machen,	 ist	 eine	 ganz	 feige	
Ausrede	für	eklatante	Versäumnisse	und	
ein	 bildungspolitischer	 Offenbarungs-
eid“,	so	der	SPD-Abgeordnete.	Degen	be-
tonte,	 dass	 alle	 Initiativen	 der	 SPD	 zum	
Ausbau	 der	 Aus-	 und	Weiterbildungska-
pazitäten	durch	die	schwarz-grüne	Koali-
tion	abgelehnt	und	alle	Hinweise	auf	die	
vielen	 Überlastungsanzeigen,	 besonders	
aus	Grundschulen,	in	den	Wind	geschla-
gen	worden	seien.		n

nungsbau	 zu	 erhöhen,	 den	
Kommunen	mehr	 Investiti-
onsmittel	für	die	Sanierung	
von	Schulen	zur	Verfügung	
zu	 stellen	 und	 insgesamt	
die	 kommunalen	 Investiti-
onen	 zu	 stärken.	 	 Die	 SPD	
verlangt	 eine	 nachhaltige,	
langfristig	 orientierte	 Fi-
nanzpolitik,	die	endlich	den	
Investitionsstau	 in	 Hessen	
auflöst.	Die	werden	wir	nach	
der	 nächsten	 Landtagswahl	
auch	machen	–	egal,	wie	vie-
le	 Millionen	 das	 schwarz-
grüne	Kabinett	nun	für	das	
Wahljahr	 2018	 bunkert“,	
sagte	Norbert	Schmitt.			n


